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TOP 3.7.1 Veranstaltungsberichfi DigitalWorks for People
Europäische Konferenzzu Arbeit in der digitalen Welt

ln einer innovativen und autwendig inszenierten Veranstaltung wurde, am22 Oktober 2018 eine Vielzahl

von Digitalisierungsprojekten aus ganz Europa vorgestellt. ln kleinen Reisegruppen konnten, die insge-

samt knapp 180 Teilnehmerlnnen der Veranstaltung einige der 17 Projekte entdecken und ihre lnitiato-
rlnnen kennenlernen. Auf diese erste Entdeckungstour von einer Projektinsel zu einer zweiten, folgte

die Eröffnungsrede von Präsidentin Renate Anderl und eine lnterviewrunde mit dem italienischen

Staatssekretär für Arbeit und Soziales Claudio Commenardi, der Gewerkschaftssekretärin des ETUC

Esther Lynch und dem ehemaligen Sozialminister Alois Stöger. Rede und lnterview fanden in einer
zentral im Odeon Theater errichteten zweiseitigen Bühne, welche in Anlehnung an das britische House

of Commons entworfen worden war, statt. Auf diese offizielle ErÖffnung folgten in Kleingruppen durch-
geführte Diskussionen entlang der Themen: Mitbestimmung, Weiterbildung und Arbeitsbedingungen.

Beendet war die Veranstaltung nach den zusammenfassenden Vortrågen der, zuvor geftlhrten Diskus-

sionen, durch Expertlnnen, einer reflektierenden Podiumsdiskussion und dem finalen Beitrag der Kla-

vierkünstlerin, welche der gesamten Veranstaltung Takt und Rahmen gegeben hatte.

ln seiner Gesamtheit verfolgte die Veranstaltung das Ziel, Betriebsrätlnnen, Gewerkschafterlnnen, Po-

litikerlnnen, Unternehmensvertreterlnnen und Expertlnnen aus ganz Europa zusammenzuführen, um

einen Austausch rund um die Gestaltung des Technologischen Wandels, untersttltzt durch konkrete

Ansätze der Pionierprojekte, zu ermöglichen.
Klar ist, die Digitalisierung muss so gestaltet werden, dass nicht nur eine kleine Elite, sondern alle pro-

fitieren. Dabei geht es um Verteilungsfragen, Arbeitsbedingungen und Bildungschancen. Die dabei häu-

fig unbeantwortete Frage jedoch: Was kann und soll konkret auf betrieblicher oder kommunaler Ebene,

in Vereinen, Gewerkschaften, der Wissenschaft oder Zivilgesellschafi unternommen werden um dem

Gestaltungsanspruch gerecht zu werden? wurde aufgegriffen und der Versuch gestartet diese durch die
vertretenen Beispielprojekte zu beantworten. Damit diente die Veranstaltung auch als Auftakt flJr die

Verkündung des Projektfonds. Der AK - Prolektfonds Arbeit 4.0 ist wesentliche Komponente der Digita-

lisierungsoffensive des Zukunftsprogramms der Arbeiterkammer und soll als solcher, Projekte zur Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen mittels digitaler Technologien unterst{ltzen und finanzieren. Als in-

novativer lnspirationsquell, für Fondseinreichungen, sollen dabei die während der Veranstaltung vorge-

stellten Projekte dienen.
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Besch reibung e¡ ner Projektauswahl
Partizipation und Mitbestimmung

schen Bahn zur Schaffung einer Plattform zur Mitarbeiterlnnenbeteiligung. Dabei geht es um
ldeenvorschläge an die Unternehmensführung im Allgemeinen und zu Formen der Zusammenar-
beit, Digitalisierung und direkten Mitbestimmung im Speziellen. Ziel ist die Weiterentwicklung des
Verhältnisses der betrieblichen Sozialpartner unter Einbindung aller Betriebsmitglieder.

zernbetriebsvereinbarunq ins Leben gerufen. Dabei handelt es sich um eine ,,lnterne Crowdsour-
cing" Plattform, welche ein innovatives Aushandlungsmodell im Unternehmen ermÖglicht.

Arbeitsorganisation
Technische lnnovationen mt¡ssen von sozialen lnnovationen begleitet werden um die Neugestaltung

der Arbeitsorganisation im Sinne der dort Beschäftigten zu gestalten.

Working Time Solutions ein Schichtbetriebsplanungstooleingeführt, welches Arbeitnehmerlnnen-
Bedürfnisse in die Planung integriert und damit die Zeitautonomie steigert.

Ziel verfolgt den eignen Ftrhrungsstil an die Auswirkungen der Digitalisierung, auf das Arbeitsum-
feld anzupassen, kollaborative Zusammenarbeit trber eine digitale Toolbox fördert aber Mitarbei-
terlnnen auch ein Recht auf Nichterreichbarkeit einräumt und darüber hinaus umfassende Richþ
linien für mobiles Arbeiten definiert.

Qualifikation und Weiterbildung

Online-Plattform digitale Kompetenzen vermittelt, Hilfestellung zum Aufbau konkreter digitaler
Kompetenzen geben und ldeen für digitale und soziale lnnovationen fördern.

schaft für zukünftige Anforderungen, ist ein Steckenpferd der ASFINAG. Dieses Projekt zeigt, wie
ein Konzern die Veränderung der Arbeitsanforderungen frühzeitig erkennt und seine Mitarbeite-
rlnnen entsprechend vorbereitet. Besonders entscheidend dabeiwäre die Einbindung der Beleg-
schaft und ihrer Vertreterlnnen.

Plattforma rbeit / C rowdwork
Damit die Arbeitsteilung ijber Plattformen nicht ausschließlich zu prekären Verhältnissen führt, in dem

unternehmerisches Risiko übertragen und Arbeitsaufgaben immer Kleinteiliger und schlechter bezahlt

werden, gilt es aufzuklären, zu vernetzen und organisieren (siehe FairCrowd.Work), gewerkschaftliche

Kollektivverträge mit den Plattformbetreiberlnnen auszuhandeln (siehe Hilfr.dk) oder für die wahrlich

selbstständigen genossenschaftliche Plattformkooperativen aufzubauen (zB smartEU).

zung von Crowdworkerlnnen mit dem Ziel der Verbesserung von Arbeitsbedingungen und Trans-
parenz.

Diese und viele weitere Beispiele gibt es und gilt es aufzugreifen, zu verbessern und weiterzuentwickeln

um neue ldeen zu ergänzen und itberall dort zu implementieren wo sie einen positiven Beitrag zur

Technikgestaltung und Einbindung leisten können. Diesem Vorhaben ist unter anderem auch der Pro-
jektfonds Arbeit 4.0 der Arbeiterkammer verschrieben, welcher durch finanzielle und strukturelle Unter-

stützung zur proaktiven Technikgestaltung beitragen möchte und damit viele Menschen erreichen

möchte.
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Key Learnings der Projekte
ln der Detailbetrachtung lassen sich aus ein paar Projekten hervorragende Learnings ziehen. Dies setzt
jedoch eine engere Auseinandersetzung mit den Projekten, auch im Austausch mit den lnitiatorlnnen

voraus. lm Zuge der Veranstaltung und des dramaturgisch notwendigen Tempos, sowie der fehlenden

inhaltlichen Vorbereitung der Reisegruppenleiterlnnen, fieldie Zusammenführung der Erkenntnisse etwas
generisch aus.

- Online Modul um Mitarbeiterlnnen Bilhne zu geben
- Angst vor Digitalisierung durch Einbindung nehmen
- ldeen von allen sammeln
- Erfahrene Mentoren (50+)
- Betriebsversammlungen in innovativen Formaten (zB Townhall)
- Verknüpfung soziale Kompetenzen und digitale Tools
- Freiwilligkeitsicherstellen
- Widerstände mittels Dialog und Einbindung lÖsen
- lnnovation, Demokratie, Weiterentwicklung
- Analoge Kampagnen bleiben notwendig
- Transparenz
- BefähigungdurchKomplexitätsreduktion
- Nicht Erreichbarkeit regeln
- Gemeinsam lernen
- Kulturwandel

Key Findings aus den themenbezogenen Diskussionen:
Weiterbildung Training
Wie kann mit Digitalisierung die Weiterb9ildung im Betrieb verbessert werden?

- Digitale Learnings in der Arbeitszeit
- lndividualisierung der Weiterbildung und analoger Austausch
- Mitarbeiterlnnen die Möglichkeit zur Qualifizierung geben (MA-Gespräch)
- Plattform firr KMU's
- Absolvententreffen mit Experten
- Lehrvideos mit Gamification
- Lehrlinge für Lehrlinge
- Lehrlinge für erfahrenere Mitarbeiter und erfahrene Mitarbeiter für Lehrlinge

Mitbestimmung, Partizipation
Wie kann mit Digitalisierung die Mitbestimmung und Zusammenarbeit im Betrieb verbessertwer-
den?

- Betriebsräte Know-How Ausbauen
- Beteiligung: sichtbar und erlebbar machen
- Digitalisierung braucht breite Einbindung
- Lebende Betriebsvereinbarungen, Weiterbildung ftir Betriebsrätlnnen
- Eine Frage der Kultur,,Kultur des Vertrauens"
- Priorisierung der Themen, ansonsten trberfordernd
- Struktur und Agilität

Qualität der Arbeit
Wie können mit Digitalisierung die Qualität der Arbeit und Arbeitsabläufe verbessert werden?

- Menschen in den Mittelpunkt
- Kontrolle nicht abgeben
- Machtverteilung ,,Blance of PoweÍ'
- Kommunikation: klare Strukturen und Vorgaben, bessere Prozesse
- Autonomie und Verantwortung
- UnternehmenskulturundVorbildfunktion
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TOP 3.7.2 Veranstaltung ,,Hände weg von unseren Standards!" vom
19.10.2018

Am 19.10.2018 fand im Bildungszentrum der AK Wien eine Veranstaltung mit dem Titel ,,Hände weg

von unseren Standards!" statt. Sie legte ihren Hauptfokus auf die sog ,,Gold Plating-lnitiative" der öster-
reichischen Bundesregierung, mit der alle strengeren österreichischen Maßnahmen (als durch EU-

Recht vorgegeben) ggf eliminiert werden sollen.

1. Studienpräsentation

Die AK Wien hat eine Studie in Auftrag gegeben, die analysieren soll, wer den Nutzen davon hat, wenn

Schutzregelungen auf europåischer und nationaler Ebene infrage gestellt werden. Studienautor Prof
Franz Leidenmühler von der JKU Linz stellte die Ergebnisse der Untersuchung bei der Veranstaltung

vor. Unter dem Deckmantel der Entbürokratisierung und Deregulierung werden bislang SchuÞbestim-
mungen zum Nachteil von Beschäftigten und Verbraucherlnnen und eindeutig zum einseitigen Nutzen

von Unternehmen abgebaut bzw zur Disposition gestellt.

2. Podiumsdiskussion ,,Hände weg von unseren Standards"

Bei der an die Studienvorstellung folgenden Podiumsdiskussion kamen Vertreterlnnen von betroffenen

Schutzbereichen bzw von mit dem Thema befassten Personen zur Wort. Moderiert wurde von Verena
Kainrath/Der Standard.

Sektionschef Gerhard Hesse vom Justizministerium (BMVRDJ) versuchte zu beruhigen und versi-

cherte, dass Schutzstandards im Sozial- und Umweltbereich bei der,,Gold Plating"-Regierungsinitiative

nicht zur Disposition stünden. Es gehe lediglich darum, nicht gerechtfertigte Übererfüllung von EU-Recht

und t¡berbürokratische Elemente abzubauen.

GPA-Bundesvorsitzende Barbara Teiber bringt es klar auf den Punkt: Es geht um das Absenken von

Schutzstandards. Das zeigen die Wünsche, die WKÖ und lV auf den Tisch gelegt haben. Bei den Ge-

dankenspielen der Wirtschaft läuft einem der kalte Schauer iiber den Rücken. Es gehe auch nicht da-
rum, Panik zu machen. Schließlich seien schon bisher Wfinsche von WKÖ und lV 1:1 von der Regierung

umgesetzt worden. Vor kuzem habe ihr ein Wirtschaftsvertreter auch direkt ins Gesicht gesagt, dass

das Arbeitszeitgesetz nicht weit genug gehe - 11 Stunden Ruhezeit sollen demnach ausreichen.

Die stellvertretende Generaldirektorin der europäischen Konsumentenschutzorganisation BEUC, Ur-
sula Pachl, stellte fest, dass es kein anderes Land gebe, das sich derart stark dem Thema Gold Plating

widme. Auf EU-Ebene sei die REFIT-Initiative zu Deregulierung und ,,8ürokratieabbau" letztlich nicht so

schlimm ausgefallen wie befürchtet. Das sei dem Engagement der Zivilgesellschaft und der Gewerk-

schaften zu verdanken. Dadurch rudere die Kommission nun zurück.

Greenpeace-Experte Lukas Hammer stellte leidenschaftslos fest, dass der Drache zwar immer wieder
anders genannt werde, tatsächlich ginge es aber nur um eins: Um den Abbau von Schutzmaßnahmen
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in Bereichen wie Umwelt oder Arbeitnehmerlnnenrechten. Die neuen Rechtsvorschläge im Umweltbe-

reich (zB Novelle im UVP-Recht) widersprechen laut Hammer teilweise sogar Völkerrecht und der Ver-
fassung. Tatsächlich besteht zudem eher das Problem, dass in Osterreich nicht einmal EU-Mindestvor-
gaben umgesetzt werden.

GPA-Chefin Teiber unterstrich, dass es immer die Schwächeren der Gesellschaft sind, die durch die
Rechtsordnung geschützt werden müssen. Dagegen vozugehen, sei bedenklich. ln Bereichen wie dem
Finanzsektor sei außerdem mehr Regulierung nÖtig, nur sei davon leider nichts mehr zu hören. Auch
BEUC-Vertreterin Pachl sieht die Notwendigkeit von mehr Schutz im Verbraucherlnnenbereich nicht

zuletzt aufgrund der Digitalisierung. Hesse meinte hingegen, dass es keinen Race to the Bottom bei

den Schutzstandards geben werde. Nach einer Frage aus dem Publikum, ob erhoben worden sei, wie-
viel Kosten den Unternehmen durch Gold Plating entsteht, meinte der Sektionschef, dass es diesbe-
ztjglich eine lnformation bei der Vorlage des Gesetzes geben werde.

3. Mediale Resonanz

Der Standard berichtete bereits vor der Veranstaltung, am 16. Oktober 2018, umfassend über die Stu-

die von Univ Prof Leidenmtihler. Am 19. Oktober informierte auch die Tiroler Tageszeitung ausführlich

über die AK-Veranstaltung. Weiters berichtete die APA sehr ausf{.¡hrlich.

Auch ein Videomitschnitt der Veranstaltung wird zur Verfügung stehen.

Zudem erfolgte mittlerweile auch eine mediale Platzierung des zweiten von der AK beauftragten Rechts-
gutachtens zum Gold Plating von Prof Schroeder/Uni lnnsbruck in der Wiener Zeitung.

4. Weiterer Fahrplan zur Gold Plating-Regierungsinitiative (Stand 24.10.2018,

Gegen Ende Oktober/Anfang November soll der Begutachtungsentwurf verÖffentlicht werden. Danach

beginnt eine sechswöchige Begutachtungsfrist. Anfang kommenden Jahres soll die Sammelnovelle mit
den zu streichenden Bestimmungen verabschiedet werden.

Es wird sich zeigen, ob die - auch seitens der AK provozierten - Beteuerungen und Beschwichtigungen

des BMVRDJ zur Unschädlichkeit der gesamten lnitiative der Wahrheit entsprechen werden.
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TOP 3.7.3 ,,Corporate Capture" - die Macht der Konzerne ¡n der EU-
Gesetzgebung

Seit Jahren setzt sich die AK intensiv mit dem Ungleichgewicht der Kräfteverhältnisse in der europäi-

schen Politik auseinander. Vor diesem Hintergrund wirkt die AK auch bei der NGO ALTER EU als Mit-

glied mit und nützt diese Plattform regelmäßig für lobbykritische Aktionen. Während der inhaltliche

Schwerpunkt bislang auf dem Thema der Undurchsichtigkeit der Einflussnahme diverser Wirtschafts-

verbånde lag (verbunden mit einigen auch erfolgreich durchgesetzten Forderungen zur Besserung der
Lobbytransparenz), erscheint dieser Zugang fi¡rs erste weitgehend ausgereizt. Als neuer Hauptfokus

kristallisierte sich mittlerweile das Thema,,Corporate Capture" heraus (auf Deutsch am besten mit,,ge-

kaperter Gesetzgebung" übersetzQ. M¡t diesem Begriff soll sichtbar gemacht werden, wie sehr die eu-

ropäische Rechtsetzung durch bestimmte Lobbynetzwerke vereinnahmt wurde, die sich nicht zuletzt

auch gegen die lnteressen der Arbeitnehmerlnnen in Stellung gebracht haben.

1. Neue ALTER-EU Studie

Ende September erschien eine neue Studie zum Thema ,,Corporate Capture", die einen Einblick über

den großen Einfluss der Wirtschaft in die EU-Gesetzgebung gibt und in Folge dessen von ,,gekaperter
Gesetzgebung" spricht. Die Studie wurde federfi.rhrend von der Nichtregierungsorganisation ALTER-EU

erstellt. Die AK wirkte daran insbesondere durch Finanzierung und Organisation des Datenschutzkapi-

tels mit und organisierte die Präsentation an der ständigen Vertretung in Brüssel.

Die Studie beinhaltet acht Fallbeispiele aus unterschiedlichen Wirtschaftsbereichen. Diese sind: der
Bankensektor, die EU-Handelspolitik am Beispielder TTIP-Verhandlungen, die Gasindustrie, Steuerge-

setzgebung in den Niederlanden, die Pharmabranche, den Datenschutz, die Rtlstungsindustrie und Die-

selgate rund um die deutsche Autoindustrie.

Allen Beispielen gemein ist, dass die politische Debatte von der Wirtschaftslobby gesteuert wird und

sich im Endergebnis die Konzerninteressen vor dem öffentlichen lnteresse durchsetzt. Zudem ist in allen

Fällen ein massiver Einsatz von Kapital und Personal, mangelnde Transparenz bei den Kontakten mit

den EU-Entscheidungsträgerlnnen sowie Drehtüreffekte (EU-Entscheidungsträgerlnnen wechseln zu

den fraglichen Konzernen, vice versa) zu beobachten.

2. Präsentation an der Ständigen Vertretung und Diskussion

Die Studie wurde im Rahmen einer gemeinsamen Veranstaltung von AK EUROPA und dem ÖOe eu-

ropabüro an der Ständigen Vertretung in Brüssel präsentiert.

Bei der Podiumsdiskussion erörtern Paul de Glerk und Olivier Hoedemann von ALTER-EU die Bei-

spiele aus der Studie für das aggressive Lobbying der Konzerne und kamen zum Schluss, dass sich die

Konzerninteressen gegenüber den lnteressen der Allgemeinheit klar durchsetzen.
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Auch die Vertreterin der OECD, Mariana Prats, sprach von einem asymmetrischen Verhältnis beim

Zugang zu Politikerlnnen durch Lobbyistlnnen. Als Lösungswege schlägt sie die Stärkung von Gewerk-

schaften und Zivilgesellschaft vor, um faire Voraussetzungen zu schaffen. Zudem muss die Rolle von

beratenden Gremien trberdacht und eine weitreichende Regulierung von politischer Finanzierung über-

legt werden.

EU-Abgeordnete Ana Gomez (S&D) problematisierte das intensive Lobbying des Finanzsektors, die

zuletzt starken Einfluss in Richtung Deregulierung lJbten. Susan George vom Transnational lnstitute

wies auf die enge Verflechtung der multinationalen Konzerne hin, die im Krisenfall fiber einen Domino-

Effekt ein Problem für die Volkswirtschaften, ähnlich wie der Lehman Brothers-Bankrott, werden könnte.

Frank Ey von der AK Wien betonte die extreme Ungleichgewichtung bei der Vertretung der unterschied-

lichen lnteressen in den Gremien der EU: Laut Angaben des EU-Parlament sind rund 80.000 Lobbyis-

tlnnen (nach Berechnungen der AK Wien sind es allerdings rund 50.000) in Brüssel aktiv. Der grÖßte

Teil davon vertritt Wirtschaftsinteressen, nur rund 800 Personen repräsentieren Arbeitnehmerlnnenin-

teressen und gar nur 240 die lnteressen des Konsumentlnnenschutzes.

Die Podiumsdiskussion war mit rund 130 Teilnehmerlnnen sehr erfolgreich. Über die Veranstaltung und

die neue Studie wurde in Osterreich sowohl in der Tageszeitung Die Presse als auch auf www.orf.at

berichtet.

3. Weitere geplante AK-Aktivitäten zum Thema Lobbying der Konzerne

Die AK wird sich weiterhin mit dem Thema der Übermacht der Konzerninteressen auseinandersetzen.

Es dient sowohl als ldentitätsfestigung der Europaarbeit der AK als auch als Mobilisierungshilfe im

Lichte der anstehenden EP-Wahl 2019.

Bereits 2015 verÖffentlichte die AK Wien eine Broschüre zu ,,Lobbying in Brüssel. Die Übermacht
der Unternehmen brechen". Diese Broschüre wird derzeit aktualisiert: Zum einen werden die Daten

aus dem Transparenzregister hinsichtlich des Kräfteverhältnisses zwischen Vertreterlnnen der Wirt-

schaft und von Arbeitnehmerlnnen auf den neuesten Stand gebracht. Zum anderen wird die Broschüre

um neue Erkenntnisse des Kaperns des EU-Gesetzgebungsprozesses durch Konzerne (corporate cap-

ture)erweitert.

Darüber hinaus plant die AK Wien eine weitere Studie in Auftrag zu geben, die mit Blick auf die fort-

schreitenden Digitalisierungsprozesse die Lobbyingaktivitäten von Plattformökonomien auf EU-Ebene

nachzeichnen und die gegebenenfalls das ,,Kapern von EU-Rechtsetzungsprozessen" thematisieren

soll.

Das Thema sowie das lnformationsmaterial sind im Rahmen der EU-Parlamentswahlen im Mai 2019

gut einsetzbar.

AK Vorstand, 13.1 1.2018 Seite 2 von 2



Bereich Wirtschaft - Kubitschek
Abt Umwelt und Verkehr - Richard Ruziczka

TOP 3.7.4 EU-Mobilitätspaket I - Sozialbestimmungen im Straßengüterverkehr
- aktueller Stand

1. Kompromissvorschlag der österreichischen Präsidentschaft

Der,,soziale Kern" des Mobilitätspakets I umfasst mehrere EU-Verordnungen und Richtlinien. Die Ös-

terreichische Ratspräsidentschaft, die sich in diesem Fall um eine Einigung bis Dezember 2018 bemüht,

stellte am 1.10.2018 ihre Kompromissvorschläge zum Mobilitätspaket lvor. Es handelt sich um ein

Gesamtpaket mit den vier Themenbereichen ,,intelligenter Fahrtenschreibe/' (smart tachograph), ,,Ka-

botage" (=Binnenverkehre durch ausländische Unternehmen), ,,Lenk- und Ruhezeiten" und ,,lex specia-

lis" zu den Entsendebestimmungen.

Beim Fahrtenschreiber soll die Nachrirstung für Fahrzeuge im internationalen Verkehr deutlich vorver-

legt werden (auf Ende 2024 statt 2035), es soll eine automatische Erfassung von Grenzubertritten er-
folgen, sowie weiters die Übermittlung auch der Lenkzeiten über Fernkommunikation ftrr die Kontrollor-
gane, die automatische Erfassung von zusätzlichen Tätigkeiten (Be- und Entladungen) sowie die Auf-
zeichnung der Tätigkeiten des Lenkpersonals für 56 Tage (bisher 28).

lm Bereich des Marktzugangs im Gtrterkraftverkehr ist die Beibehaltung der bisherigen Kabotage- Re-
gelung (3 Operationen in 7 Tagen) vorgesehen sowie die Einführung einer zusätzlichen ,,Cooling-off-
Phase" von 14 Tagen, in der keine Kabotage im letzten Zielland mit dem gleichen Fahrzeug durchge-
führt werden darf. Hier sollen die Entsendebestimmungen ab dem ersten Tag gelten.

Bei den Lenk- und Ruhezeiten wird die Rückkehr,,zum Firmensitz" von Fahrern & Fahrzeugen alle 4
Wochen vorgeschlagen und ein grundsätzliches Verbot des Verbringens der regulären Wochenruhe
(45h) im Ll(Â/. Aber: Das Verbringen der regulären Wochenruhe (45h) im LIOV soll mÖglich sein, wenn

,,adäquate" lnfrastruktur (Ausstattungsstandards für Rastplätze) vorhanden ist, die von der Europäi-

schen Kommission (EK) festgelegt und innerhalb von 4 Jahren umgesetzt werden muss. Solange je-

doch keine ,,adäquate" lnfrastruktur vorhanden ist, soll laut Österreichischem Vorschlag in der Fahrer-

kabine übernachtet werden dürfen, wenn die Kabine spezielle von der EK festgelegte Ausstattungsstan-

dards autweist.

Bei den speziellen Entsendebestimmungen für den Transportsektor soll es eine Ausnahme bei Transiþ
verkehren geben, genauso beim bilateralen Transport (= 5"¡"Oene Fahrt oder Leerfahrt vom Staat der

Niederlassung ins Zielland, wo die Be- oder Entladung erfolgt, danach Rückkehr in den Staat der Nie-

derlassung mit oder ohne Transit durch andere EU- Staaten oder Drittstaaten). Weiters sollen beim

bilateralen Transport zusätzlich bis zu je 2 Be- und/oder Entladungen auf der Hin- und Rtrckreise erlaubt

werden ohne dass die Entsendebestimmungen angewendet werden müssen.

Mit diesem Kompromissvorschlag zum Mobilitätspaket wird versucht eine Einigung zwischen den sehr
divergierenden lnteressen der Visegrád-Staaten und den westlichen Mitgliedstaaten zu erreichen. lns-

besondere sollen die Bestimmungen in den genannten Bereichen besser durchsetzbar sein und Sozi-

aldumping im Verkehrsbereich verhindert werden.

2. Stand der Verhandlungen

Nachdem die ursprünglichen Vorschläge der Europäischen Kommission (EK) dazu im Europäischen

Parlament (EP) im Juli abgelehnt wurden und bisher auch im Rat keine Einigung darüber ezielt werden
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konnte, wird von allen europäischen lnstitutionen versucht, noch vor dem Jahreswechsel Ergebnisse zu

erzielen. (lm ersten Halbjahr 2019 übernimmt Rumänien die Ratspräsidentschaft, wegen der anstehen-

den EU-Wahlen istdiese Legislaturperiode zukurz (bis Ende März) um noch Ergebnisseezielen zu

können.)

lm EP sollen weder Beschäftigungsausschuss noch Verkehrsausschuss damit erneuet befasst werden,

sondern es wird eine umfassende Behandlung und Abstimmung im Plenum in der Woche nach dem

1 1 .1 1.2018 angestrebt.

Die Österreichische Präsidentschaft versucht mit ihren Vorschlägen zwischen den EU-Mitgliedstaaten

zu vermitteln und den Abschluss von Mobilitätspaket I für den Verkehrsministerrat am 6.12.2018 zu

erreichen.

3. Position/Forderung der AK - weitere Schritte

Aus AK-Sicht sind alle Vorschläge der Präsidentschaft zum Fahrtenschreiber sehr positiv, weil damit

erhebliche Verbesserungen der Kontrollen erwartet wird.

Der Vorschlag zu den Kabotageregelungen ist akzeptabel, weil zur geltenden Regelung zurückgekehrt

und zusätzliche eine ,,Cooling-off-Phase" vorgesehen wird. Es soll auch zu Verbesserungen bei den

Nachweisen kommen; in Verbindung mit den neuen Fahrtenschreiberbestimmungen stellt dies ein gutes

Kontrollinstrument dar.

Der Kompromissvorschlag zu den Lenk- und Ruhezeiten wird problematisch eingeschätzt., da weiterhin

das für die Lenker unerträgliche Nomadentum auf der Straße (,,Nomadic Driving") durch wochenlange

Touren und Nächtigungen im Ll(N ermÖglicht bleibt.

Gänzlich unbefriedigend aus AK-Sicht sind die Vorschläge zu den speziellen Entsendebestimmungen,

da inzwischen fast nur noch die Kabotage unter die Entsendebestimmungen fällt (und das ist auch nicht

sichergestellt); die Bestimmungen werden weiterhin auf die lnteressen der Frächter, die in die Oststaa-

ten ausgeflaggt haben, ausgerichtet.

Nur wenn es gelingt, die Ausnahmen betreffend Entsenderegelungen weiter zu reduzieren, kÖnnten wir

das Gesamtpaket akzeptieren. Sollte weiterhin der Transportsektor i.rber weite Teile von den Entsende-

bestimmungen ausgenommen bleiben, dann sollten wir alles daransetzen, dass das Mobilitätspaket I

letztlich im EP abgelehnt wird und damit eine Rückkehr zur bestehenden Gesetzeslage der Vozug
gegeben wird.

Dazu wird es in den nächsten Wochen einerseits eine weitere intensive Beobachtung des Verhand-

lungsfortschrittes und andererseits eine enge Abstimmung mit der Gewerkschaft vida und der ETF (Eu-

ropäische Transportarbeiterföderation) geben, um bei einem nicht zufriedenstellenden Ergebnis der
Verhandlungen im Rat auf der Ebene des Europäischen Parlaments doch noch einen Fortschritt ft¡r die

Lenkerlnnen (weitestgehende Anwendung der Entsendebstimmungen, bessere Kontrollmöglichkeiten.,

bessere Regelung für die Ruhezeiten am Wohnort) zu erreichen oder aber eine Beschlussfassung über

ein aus Sicht der Arbeitnehmerlnnen negatives Paket zu verhindern.
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TOP 3.7.5 Stand der Verhandlungen über die Direktvergabe des ögg-
Bahnverkehrs in der Ostregion

1. Beschreibung der Problematik

Gut funktionierender und leistbarer öffentlicher Verkehr ist nur in den seltensten Fällen kostendeckend

zu erbringen. Die sogenannte PSO-Verordnung (PSO-VO) der EU regelt daher die Organisation,

Vergabe und Finanzierung dieser gemeinwirtschaftlichen Verkehre. Es ist eine große Errungenschaft,

dass es im Eisenbahnverkehr durch die PSO-VO die Wahlmöglichkeit zwischen Direktvergabe und Aus-

schreibung gibt. ln Österreich hat sich das Modell der Direktvergabe sehr bewährt und ist auch durch

die jüngste Vergaberechtsnovelle fi.lr die Zukunft gesichert worden. Die derzeit geltenden Verkehrs-

diensteverträge laufen Ende des Jahres 2019 aus. Die PSO-VO sieht vor, dass ein Jahr zuvor - also

noch 2018 - die Vorankündigungen neuer Direktvergaben veröffentlicht werden müssen. Dies ist be-

züglich des Nahverkehrs auf der Schiene in bislang fünf Bundesländern auch geschehen, in Salzburg

steht die Vorankündigung unmittelbar bevor. Nur im Gebiet des Verkehrsverbundes Ost 1= Wien, NÖ

und Burgenland) ist es bislang zu keiner Einigung zwischen Verkehrsverbund Ostregion (VOR = Länder)

und BMVIT gekommen. Das ist umso dramatischer, als hier mehr als die Hälfte des österreichischen

Eisen bah n nahverkeh rs stattfindet.

2. Stand der Verhandlungen

BMVIT und VOR sind bzw waren in fast allen Punkten unterschiedlicher Meinung

Bestellorganisation: BMVIT will, dass die SCHIG (Schieneninfrastruktur-Dienstleistungsge-

sellschaft mbH) gemeinsamer Besteller ist, VOR wollte dafür eine gemeinsame GmbH grt¡nden

- hat aber nachgegeben.

Laufzeit: VOR plädiert bei Nichteinigung auf 2 Jahre (= faktische Notvergabe), teilweise auch

für fünf Jahre (= faktische Vorbereitungszeit f{.rr Ausschreibungen). BMVIT ist ftlr 10 Jahre bzw

- wo neues Rollmaterial angeschafft werden muss - für 15 Jahre.

Höhe der ,,systemkostenr' (= Mehrkosten der ÖBB gegenüber Mitbewerbern): Hier soll der

VOR von Mehrkosten von 70 Mio € ausgegangen sein. lm Rahmen der Verhandlungen

schrumpfte diese Differenzauf l2 Mio €.

Kostenhöhe- und Verteilung: BMVIT sieht für zusätzliche bzw neue Verkehre einen Kosten-

schlüssel von 213 Bund, 1/3 Länder vor, VOR will bei einem Länderanteil von 15 % bleiben.

Auch eine Aufteilung 80 zu 20 ist noch im Gespräch.

Netto/Brutto-Verträge: BMVIT meint, falls die Länder wollen, dass das Einnahmenrisiko an die

Besteller geht, dann sollen die Länder allein dieses Risiko tragen, was diese ablehnen.

Diese Fragen lassen sich nicht auf Fachbeamtenebene lösen, sondern nur politisch. Ein Treffen von

BM Hofer mit den zuständigen Landes- und Stadträten Schleritzko und Hanke, sowie LH Niesslwurde

auf den 18. November 2018 verschoben. Das ist sehr spät, wenn es noch zu einer rechtzeitigen Voran-

kündigung kommen soll.

a

a

a

a

a
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3. Auswirkungen

Der aktuelle Zeitdruck wäre vÖllig unnÖtig; die Akteure wissen seit Jahren, dass es 2018 zur Vorankün-
digung kommen muss. BM Hofer hätte es in der Hand gehabt zu beweisen, dass er sowohl zum Wohle
der Fahrgäste, als auch als Eigentiimervertreter der Ogg und im Sinne des Klimaschutzes zu handeln

in der Lage ist. Die Geschäftsführung des VOR wiederum entwickelte - aufgrund mangelnder politischer

Kontrolle und Steuerung - ein verhängnisvolles Eigenleben in Richtung mehr Befugnisse und Macht.

Bemerkenswert ist, dass in derOstregion die Länder nuretwa 15 % des Schienennahverkehrsfinan-
zieren. Dieser Anteil ist in allen anderen Bundesländern viel hÖher. Wegen der engen Verknüpfung

zwischen Fern- und Nahverkehr wurden auch gemeinwirtschaftliche Bestellungen für den OBB-Fern-

verkehr bislang noch nicht vorangekündigt. Kommt es am 18.11.2018 zu keiner zufriedenstellenden

Einigung und einer raschen Vorankündigung, so sind folgende Szenarien denkbar:

o Versäumen der Frist fär Voranktrndigung, dann droht Chaos und Rechtsunsicherheit.
o Damit verbunden wäre dann eine ,,Notvergabe", die auf zwei Jahre begrenzt ist und den Weg

für wettbewerbliche Ausschreibungen - mit all den Problemen wie zB Sozialdumping - ebnen

würde.
o Bei einem ,,Plan B" würde der Bund mit seinen Finanzmitteln nur die ,,Bundeszüge" voranktrn-

digen, die Länder müssten dann ihre Bestellungen getrennt tätigen, was nicht im lnteresse

eines vernünftigen Taktverkehrs und einer Ausweitung des Angebots in der Ostregion wäre.

4. Position/Forderungen der AK

Rechtzeitige politische Einigung - im lnteresse der Fahrgäste in der Ostregion und im lnteresse

der Beschäftigten beiden Bahnen.

Klares Engagement der Stadt Wien für den VOR bzw beim Schnellbahnverkehr, um die Domi-

nanz des Landes NiederÖsterreichs im VOR - zulasten vor allem der Pendlerlnnen - zu verhin-

dern.

Beibehaltung der Direktvergabe an die ÖBB und die übrigen schon derzeit gemeinwirtschaftlich

tätigen Bahnen in der Ostregion (zB Wiener Lokalbahn).

Laufzeit 10 Jahre oder mehr und rechtzeitige Vorankündigung 2018.

Massive Ausweitung der Zugleistung, denn

o die Bevölkerung der Region wächst,

o Klimaschutzziele sollen erreicht werden,

o neue Infrastruktur wird fertiggestellt (Pottendorfer Linie, Semmering-Basistunnel) und

benötigt zusätzliche Züge.

Daher soll das Grundangebot des Bundes deutlich erhÖht werden, der Verteilungsschlüssel

aber auch verbessert werden. Eine Erhöhung des Kostenanteils der Länder der Ostregion von

dezeit 15 % ist auch im Vergleich zu den anderen Ländern (Tirol und Vorarlberg finanzieren

etwas weniger als 50 % des Schienennahverkehrs) notwendig.

Das Einnahmenrisiko sollte - wie bisher - d¡e ÖBB tragen (also Nettovertrag), damit sie weiter
Anreize zur Verbesserung des Service ftir die Pendlerlnnen haben.

KEINE Direktvergabe über nur 2 Jahre oder gar Notvergabe.

KEINE Ausschreibungen solange dies EU-rechtlich möglich ist, denn

o sie führen unweigerlich zu Sozialdumping und Schwächung heimischer Bahnunterneh-

men.

KEINE Direktvergabe größeren Ausmaßes an andere Unternehmen als ÖBB (bisherige ge-

meinwirtschaft liche Aufteilu ng beibehalten).
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TOP 3.7.6 Die aktuelle WIFO-Prognose für österreichr

Das Wirtschaftsforschungsinstitut (WIFO) prognostiziert ein kråftiges Wirtschaftswachstum von real
+3,0 % firr das Jahr 2018. Der Aufschwung ist geprägt von steigenden Exporten, insbesondere bei den
dynamisch wachsenden ostmitteleuropäischen Handelspartnern, beim markanten Produktionswachs-

tum in der lndustrie, den regen Erweiterungsinvestitionen und stetiger Ausweitung der privaten Kon-
sumausgaben. Nach drei Jahren des Konjunkturaufschwungs wird für 2019 aufgrund verschiedener
Vorlaufindikatoren eine Abflachung des Wachstums erwartet (+2,0 %), welches aber immer noch deut-
lich höher wäre als in den meisten Jahren nach der Krise.

2018: Stärkstes Wachstum seit Beginn der Finanzkrise
Der Konjunkturaufschwung hat im Jahr 2015 begonnen und erreicht 20'17 (+2,A %) und 2018 (+1,9 o7o¡

seinen HÖhepunkt. Revisionen der Statistik Austria führten zu geringen abwärts gerichteten Korrekturen
für den Prognosezeitraum um jeweils 0,2 Prozentpunkte gegentrber der Juni-Prognose. Einige lndika-
toren deuten jedoch darauf hin, dass zukünftige Revisionen der Statistik Austria die Ergebnisse für 2017
wieder nach oben korrigieren. Unbeirrt dessen lässt sich aber eine sehr dynamische Entwicklung fest-

stellen, die von mehreren Faktoren getragen wird.

Boom bei lndustrieproduktion und Ausrüstungsinvestitionen
Der Aufschwung wird wesentlich von der exportorientierten lndustrie getragen. Die Sachgütererzeugung

weist ein Wachstum der Wertschöpfung von real 4,8 o/o (2017) und 6,2 % (2018\ auf, sie expandiert

damit deutlich stärker als jene Deutschlands oder der Eurozone. Die hohe Kapazitätsauslastung und

die günstigen Absatzerwartungen veranlassen die Unternehmen zu umfangreichen Erweiterungsinves-

titionen. Die konjunkturreagiblen Ausrüstungsinvestitionen in Maschinen, Fahrzeuge, Elektrogeräte

u. a. werden 2018 real um4,7 % erhÖht.

Konsumnachfrage kehrt zu gewohntem Wachstum zurück
Nach einigen Jahren der Stagnation gewinnt die Konsumnachfrage der privaten Haushalte seit 2016

wieder an Stärke. Dazu hat zunächst die SteuerreÍorm 2015116 beigetragen. Derzeit wird der private

Konsum vor allem von der kräftigen Beschäftigungsausweitung getragen; er nimmt 2018 und 2019 real

um 1,8 o/obzw.1,7 o/ozu.

Anhaltend kräftige Beschäftigungsausweitung
Die Zahl der unselbständig Beschäftigten wächst konjunkturbedingt mit +2 Yo (2017) bzw. +2,5 % (2018')

so stark wie lange nicht. lm Zuge der leichten Abschwächung der Konjunkturdynamik erwartet das WIFO
für 2019 auch eine schwächere Zunahme der Nachfrage nach Arbeitskräften (2018: +93.000, 2019:
+60.000). Auch die Ausweitung des Arbeitskräfteangebots bleibt rege, sie wird innerhalb des Progno-

sezeitraums durch mehrere Faktoren bestimmt. Pensionsreformen der Vergangenheit erhöhen weiter-
hin die Erwerbsquote älterer Arbeitnehmerlnnen, dazu kommt die weiter zunehmende Enrerbsbeteili-
gung von Frauen, auch das ausländische Arbeitskräfteangebot nimmt deutlich zu.

1 Osterreichisches lnstitut ftir Wirtschaftsforschung, 5. Oktober 201 I
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Seit dem zweiten Halbjahr 2016 wächst die Nachfrage nach Arbeitskräften jedoch stärker als das An-
gebot, sodass die Zahl der Arbeitslosen sinkt. Die Arbeitslosenquote geht nach nationaler Definition von
8,5 % der unselbständigen Erwerbspersonen (2017) auf 7,7 % im Jahr2018 und 7,3%im Jahr2019.
TroÞ der guten Konjunkturentwicklung wird die Zahl der Arbeitslosen 2018 noch um 100.000 höher sein
als zu Beginn der Finanzkrise 2008 (212.300).

Markanter Anstieg der Produktivität in der Sachgüterproduktion
Die gesamtwirtschaftliche Stundenproduktivität liegt mit jeweils +0,7 % im Prognosezeitraum im Durch-
schnitt der letzten Jahre. Eine beachtliche Dynamik erfährt insbesondere die Stundenproduktivität bei
der Herstellung von Waren, die das WIFO mit einem Zuwachs von +4,1 %fur2018 und +2,9 o/olur2O1g

prognostiziert.

Leichte Abschwächung der Konjunktur bei wichtigen Handelspartnern
Der Konjunkturaufschwung fällt in Osterreich kräftiger aus als bei vielen Handelspartnern. 2018 beträgt
der Österreichische Wachstumsvorsprung gegenüber dem Euroraum und Deutschland sogar etwa I
Prozentpunkt. Er bleibt laut WIFO-Prognose auch 2019 erhalten (BlP im Euroraum bzw. Deutschland
real je +1,6 o/o). Die für die heimische Exportwirtschaft wichtigen Absatzmarkte in Ostmitteleuropa (Po-
len, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn, kuz MOEL 5) verzeíchneten2017 bereits Wachstums-
raten von 4,4 o/o utrd die Hochkonjunktur dieser Låndergruppe seÞt sich, wenn auch etwas verhaltener,
in den Jahren 2018 (+4,2 %) und 2019 (+2,9 o/o) fort. Das Marktwachstum (Warenimporte der Handels-
partner) bleibt mit +5,8o/o (2018) und +4,6 % (2019) rege.

lnflation in österreich höher als im Durchschnitt der Eurozone
Für den Prognosezeitraum dürfte sich eine lnflationsrate, gemessen anhand des Verbraucherpreisindex
(VPl), von jeweils 2,1 % einstellen. Dazu tragen sowohl externe als auch interne Faktoren bei. Erstere
stellen vor allem steigende Rohstoffpreise (2. B. Erdöl) sowie auch steigende Preise von Warenimporten
dar. Den wesentlichen internen Faktor bilden die anhaltend starken Preiserhöhungen in einigen Dienst-
leistungsbereichen, insbesondere im Tourismus und im Bereich derWohnkosten. Der Reallohnzuwachs
pro Stunde bleibt laut Prognose unter der Produktivitätsentwicklung, von den Löhnen geht also kein
Preisdruck aus.

2019: Abflachendes Wachstum in risikoreicherem Umfeld
Die österreichische Volkswirtschaft wächst auch 2019 noch deutlich (+2,0 %), allerdings mit geringerer
Dynamik als im Konjunkturaufschwung der beiden vorhergehenden Jahre. Die schwächeren Wachs-
tumsenrvartungen sind Ausdruck wachsender internationaler Unsicherheiten, die geprägt sind von geo-
politischen Spannungen wie Handelsstreitigkeiten zwischen der Europäischen Union und den USA,
aber auch durch den EU-Austritt Großbritanniens, von der wirtschaftspolitisch schwierigen Situation in
Italien sowie geopolitische Spannungen im Nahen Osten. Diese könnten vor allem die lnvestitionstätig-
keit der Unternehmen bremsen.
Demgegenüber stehen aber auch potenzielle Auñrärtsrisiken, díe vorwiegend in Österreich selbst zum
Tragen kommen könnten. Die hohe Kapazitätsauslastung und die anhaltend günstigen Finanzierungs-
bedingungen kÖnnten die lnvestitionskonjunkturverlängern, von den Lohnabschlüssen könnten positive
Effekte auf die Konsumnachfrage ausgehen. Derzeit gibt es keine Anzeichen f[tr ein abruptes Ende der
gijnstigen Konjunktur.
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Wirtschaftswachstum, real +1,1 +2,0 +2,6 +3,0

Wirtschaftswachstum, nom¡nell +3,3 +3,5 +3,8 +4,7

W¡rtschaftswachstum EU, real +2,3 +2,O +2,4 +2,2

Wirtschaftswachstum Euro-Raum, real +2,L +1,9 +2,4 +2,0

Wirtschaftswachstum USA, real +2,9 +1,6 +2,2 +2,7

Stundenproduktivität in der Gesamtwirtschaft +1,6 -0,0 +0,9 +O,7

Stundenproduktivität ¡n dersachgt¡tererzeugung +1,5 +3,1 +3,2 +4,1

Pr¡vate Konsumausgaben, real +O,4 +L,4 +L,4 +1,8

Bruttoanlageinvestitionen, real +2,3 +4,3 +3,9 +3,4

Ausrüstungen +3,9 +10,6 +4,6 +4,7

Eauten +0,1 +0,4 +3,5 +2,3

Herstellung von Waren, real +1,3 +3,5 +4,8 +6,2

Handel, real +1,9 +L,2 +L,I +1,8

Warenexporte, real +3,5 +2,t +4,9 +5,6

warenimporte, real +4,L +3,2 +4,2 +4,4

Leistungsb¡lanzüberschuss

Mrd. € +5,9 +&8 +7,2 +7,4

¡n % des BtP +I,7 +2,5 +2,0 +1,9

Verbraucherpreise +0,9 +0,9 +2,L +2,L

Arbe¡tslosenquote

inloder Erwerbspersonen (laut Eurostat) 5,7 6,0 5,5 4,8

in % der unselbständigen Erwerbspersonen 9,1 9,1 8,5 7,7

Arbeitslosigkeit in 1.000 Personen¡ 354 357 340 3tz
Unselbständig aktiv Eeschäft¡gte' +1,0 +L,6 +2,O +2,5

Eruttoverd¡enste je Arbeitnehmerln, nom¡nell +2,O +2,3 +t,4 +2,5

Realeinkommen je Arbe¡tnehmerln

brutto +1,1 +L,4 -O,7 +O,4

netto +0,6 +4,2 -0,9 +O,2

Sparquotes 6,8 7,8 6,8 7,O

[ohnstückkosten

Gesamtw¡rtschan +L,7 +1,6 +0,6 +1,5

Sachgüterprodukt¡on +0,9 -0,5 -L,2 '0,8

F¡nanz¡erungssaldo des Staates ¡n % des 8lP. -1,0 -L,6 -0,8 -0,1
I tatsächllche wene
2 ohne Karenz-/K¡nderbetreuungsgeldbez¡eherlnnen, Pråsenzdiener und in der Eeschåft¡gungsstat¡st¡k erfasste arbe¡tslose Schulungsteilnehmertnnen,
! in Prozent des verfügbaren E¡nkommens - e¡nschließl¡ch Zunahme betr¡ebl¡cher Versorgungsansprüche
. tatsächlicher Wert, gemåß Maastr¡cht-Defi n¡tion

Wichtigste Ergebnisse der WIFO-Prognose vom 5. Oktober 2018

Quelle: WIFO Prognose Oktober 2018
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